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1. Standesamtsaufsicht 
Die Aufsicht über die Standesämter im Landkreis Pfaffenhofen führt als untere Aufsichtsbehörde die 

Stabsstelle Standesamtsaufsicht und Namensrecht des Landratsamtes Pfaffenhofen nach Art. 4 Abs. 1 

Nr. 1 AGPStG durch.  

Die Kernaufgaben der Standesamtsaufsicht sind hauptsächlich die fachliche und rechtliche Beratung 

sowie die Überprüfung der Standesämter des Landkreises Pfaffenhofen.  

Durch Anweisung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern gem. IMS vom 16.02.2015 wurden 

die Aufgaben für die Standesamtsaufsicht neu gefasst und erheblich erweitert. Dies war der Grund dafür, 

dass für den Bereich Standesamtsaufsicht und Namensrecht eine neue Stabsstelle geschaffen wurde, 

um den erhöhten Anforderungen gerecht werden zu können. Nun ist beabsichtigt die Stabsstelle zum 

01.02.2022 aufzulösen und in das Sachgebiet 60 zu integrieren.  

 
 
1.1. Vorlagen von den Standesämtern an die Standesamtsaufsicht 

Die zunehmende Globalisierung stellt auch an die Standesbeamten im Landkreis Pfaffenhofen immer 

höhere Anforderungen bezüglich der Kenntnisse im nationalen und internationalen Recht. 

Im Jahre 2021 wurden deshalb insgesamt 102 Vorgänge von den Standesämtern der Stabsstelle zur 

Prüfung, Genehmigung oder rechtlichen Beurteilung vorgelegt: 

 

Im Wesentlichen waren dies folgende Vorgänge:  

 
Vaterschaftsanerkennungen mit Auslandsbeteiligung 33 Vorgänge  
 
Namensführung in Bezug auf internationales Privatrecht  19 Vorgänge  
 

Vorlage einer Berichtigung eines abgeschlossenen Geburtenregisters    6  Vorgänge  

 

Bestätigung über die Wirksamkeit einer Erklärung zur Namensführung    2 Vorgange  
 

Nachbeurkundungen von Personenstandsfällen im Ausland 
(Geburten und Eheschließungen)  21 Vorgänge 
 

Ausländische Entscheidungen in Ehesachen (§ 107 FamFG,   9 Vorgänge 
Heimatstaatentscheidungen - Scheidungen)  
 

Rechtsfragen zur Anerkennung ausländischer religiöser Eheschließungen   5 Vorgänge 

 

Rechtsfragen zu ausländischen Minderjährigen-Ehen   2 Vorgänge 

 

Anträge auf gerichtliche Berichtigungen eines Personenstandseintrages   3 Vorgänge  
an das Amtsgericht gem. § 48 Abs. 1 PStG 
 
Vorlage einer missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennung  
an Staatsanwaltschaft (Straftatbestand der mittelb. Falschbeurkundung)        1 Vorgang 
 
Genehmigung eines Antrages auf Aufgabenübertragung eines Standes-        1 Vorgang  
amtes des Landkreises Neuburg-Schrobenhausen an ein Standesamt im  
Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm, so dass unser Standesamtsbezirk über  
die Grenzen des Landkreises hinaus vergrößert wurde.   
 
Außerdem wurden den Standesämtern bei organisatorischen und anderen einschlägigen Sach- 
und Rechtfragen Auskünfte erteilt.  
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1.2. Ausnahmegenehmigungen für Standesbeamte 

Die Standesamtsaufsicht kann für die Bestellung eines Standesbeamten in begründeten Einzelfällen 

eine Ausnahmegenehmigung vom Erfordernis der Anstellungsprüfung für die dritte Qualifikations-

ebene der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen (vormals gehobener Dienst) oder von der Able-

gung der Fachprüfung des Beschäftigtenlehrgangs II (vormals AL II) der Bayerischen Verwaltungs-

schule erteilen.  

 

Im Jahre 2021 wurde eine befristete Ausnahmegenehmigung gem. § 2 Abs. 2 der Verordnung zur 

Ausführung des Personenstandsgesetzes (AVPStG) für die Bestellung einer Verwaltungsfachange-

stellten zur Standesbeamtin durch die Standesamtsaufsicht erteilt. 

Weiter erfolgten 8 Anfragen von Standesämtern, ob im konkreten vorliegenden Fall eine Ausnahme-

genehmigung erteilt werden könnte. 

 

 

1.3. Aus- und Fortbildung für Standesbeamte 

Frühjahrs- und Herbstdienstbesprechung für die Standesbeamten  

 

Die sonst übliche Frühjahrsdienstbesprechung für die Standesbeamten entfiel im Jahre 2021 wegen 

der Corona-Pandemie.  

 

Die Herbstdienstbesprechung für die Standesbeamten des Landkreises Pfaffenhofen wurde jedoch 

aufgrund der großen Nachfrage, nach zweijähriger pandemiebedingter Pause, wieder in Präsenz 

durchgeführt. Sie fand am 16.11.2021 im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Pfaffenhofen 

unter Beachtung der 3G-Regelung statt. Aus Infektionsschutzgründen und um die Veranstaltung 

etwas zu entzerren, wurde die Dienstbesprechung in 2 Gruppen als Halbtagsschulung durchge-

führt.  

 

 

1.4. Fortlaufende Information der Standesämter  

Über den Inhalt der Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern im Personenstandswe-

sen, die über die Regierung von Mittelfranken an die Standesamtsaufsicht geleitet werden, wurden die 

Standesämter fortlaufend und zeitnah informiert. 

 

 

1.5. Mitgliedsbeitrag zum Fachverband der bayerischen Standesbeamten e.V.   

Die Höhe der Jahresbeiträge für 2021 wurde von der Standesamtsaufsicht nach Einwohnerzahl der 

Standesamtsbezirke berechnet und für den Fachverband in Höhe von insgesamt 1.160 € eingehoben.  

 

 
1.6. Personenstandsbücher (Zweitbücher)  

In den beim Landratsamt seit dem Jahre 1876 aufbewahrten Zweitbüchern (Geburts- Heirats- und 

Sterbebücher) der Standesämter werden fortschreibende Folgebeurkundungen eingetragen. Dies hat 

zur Folge, dass die bei den Standesämtern aufbewahrten Erstbücher mit den Zweitbüchern identisch 

sind. Hierdurch wird gewährleistet, dass bei Verlust eines Buches immer noch die kompletten Beur-

kundungen vorhanden sind.  
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2. Beglaubigungen von Personenstandsurkunden für die Verwendung im Ausland  

Im Jahre 2021 wurden insgesamt 83 Personenstandsurkunden und Bescheinigungen der Standes-

ämter des Landkreises Pfaffenhofen für notwendige Apostillen oder Legalisationen vorbeglaubigt 

und an die zuständige Stelle bei der Regierung von Oberbayern weitergeleitet.  

 

 

3. Namensrecht  
Es werden zahlreiche Anfragen im Zusammenhang mit Namensänderungen gestellt, die aber nur in 

wenigen Fällen, nämlich bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, zu einer Genehmigung führen kön-

nen. Im Jahre 2021 wurden 29 Anfragen und Anträge wegen Änderung des Familiennamens und 

8 Anfragen wegen Änderung des Vornamens gestellt. 

Von den gestellten Anträgen konnte im Jahre 2021 nur eine Änderung des Familiennamens geneh-

migt werden. 

Für die Ablehnungen der Anträge waren umfangreiche rechtliche Begründungen erforderlich.  

 

 
 

Siglinde Huber 
Regierungsamtsrätin 

Leiterin der Stabsstelle 


